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Drucksache Nr. 3305 


Antrag 

der Fraktion der Deutschen Partei 


betr. Vorlage eines Gesetzentwurfes zur Schaffung 
einheitlichen Rechts in der Angestellten- 
versicherung. 


Der Bundestag wolle besdilieficn : 

Die Bundesregierung wird ersucht, baldigst einen Gesetzent- 
wurf vorzulegen über die Beseitigung des unterschiedlicheD 
Recbts der Angestelltenversicherung in der Bundesrepublik, 
insbesondere 

der Beseitigung der unterschiedlichen Regelungen im Anwart- 
sdiafts- und Lcistungsrecht, 

der Wiedereinführung des § 397 AVG (Berufsunfähigkeit bei 
Vollendung des 60. Lebensjahres und einjähriger Arbeits- 
losigkeit?, 

der Aufhebung der Sozialversicherungs-Direktive Nr. 20, Ziffer 3 
fVersicherungsverhältnis der gegen Entgelt beschäftigten Rentner 
(Ruhegeldsempfänger)]. 


Bonn, den 22. April 1952 


Frau Kaiinke 

Dr. Mühlenfeld und Fraktion 
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